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SYNOPSE ZUM 

Gesetz zur besseren Verhinderung 
missbräuchlicher Anerkennungen der 
Vaterschaft und zur Änderung weiterer 
Vorschriften 
BGBl. 2026 I Nr. 221 

In Kraft seit 29.7.2026 (Ausnahme s. § 87e AsylG) 

Synopse zu den Änderungen im AufenthG, BGB, StAG, PStG, PStV, SGB X, AsylG 

 

 

Bisherige Fassung Neufassung 

Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 

§ 11 Einreise- und Aufenthaltsverbot 

[…] 

(7) Gegen einen Ausländer, 

1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 1 oder 
§ 29b Absatz 3 des Asylgesetzes als offen-
sichtlich unbegründet abgelehnt wurde, dem 
kein subsidiärer Schutz zuerkannt wurde, das 
Vorliegen der Voraussetzungen für ein Ab-
schiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 
nicht festgestellt wurde und der keinen Auf-
enthaltstitel besitzt oder  
 
 
 
 

2. dessen Antrag nach § 71 des Asylgesetzes 
wiederholt nicht zur Durchführung eines wei-
teren Asylverfahrens geführt hat, 

kann das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge ein Einreise- und Aufenthaltsverbot anord-
nen. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot wird 
mit Bestandskraft der Entscheidung über den 

§ 11 Einreise- und Aufenthaltsverbot 

[…] 

(7) Gegen einen Ausländer, 

1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 1 des 
Asylgesetzes oder nach § 30 des Asylgeset-
zes in Verbindung mit Artikel 42 Absatz 1 
Unterabsatz 1 Buchstabe e oder Artikel 42 
Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a der 
Verordnung (EU) 2024/1348 als offensicht-
lich unbegründet abgelehnt wurde, dem kein 
subsidiärer Schutz zuerkannt wurde, das Vor-
liegen der Voraussetzungen für ein Abschie-
bungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 nicht 
festgestellt wurde und der keinen Aufent-
haltstitel besitzt oder 

2. dessen Antrag nach § 71 des Asylgesetzes 
wiederholt nicht zur Durchführung eines wei-
teren Asylverfahrens geführt hat, 

kann das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge ein Einreise- und Aufenthaltsverbot anord-
nen. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot wird 
mit Bestandskraft der Entscheidung über den 
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Bisherige Fassung Neufassung 
Asylantrag wirksam. Absatz 1 Satz 3 und 4, Ab-
satz 2 Satz 3 bis 6, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
Satz 1, 2 und 4 gelten entsprechend. Das Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot ist mit seiner An-
ordnung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten 
Anordnung des Einreise- und Aufenthaltsver-
bots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht über-
schreiten. Im Übrigen soll die Frist drei Jahre 
nicht überschreiten. Über die Aufhebung, Ver-
längerung oder Verkürzung entscheidet die zu-
ständige Ausländerbehörde. 
[…] 

Asylantrag wirksam. Absatz 1 Satz 3 und 4, Ab-
satz 2 Satz 3 bis 6, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 
Satz 1, 2 und 4 gelten entsprechend. Das Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot ist mit seiner An-
ordnung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten 
Anordnung des Einreise- und Aufenthaltsver-
bots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht über-
schreiten. Im Übrigen soll die Frist drei Jahre 
nicht überschreiten. Über die Aufhebung, Ver-
längerung oder Verkürzung entscheidet die zu-
ständige Ausländerbehörde. 
[…] 

§ 51 Beendigung der Rechtmäßigkeit des Auf-
enthalts; Fortgeltung von Beschränkungen 

(1) Der Aufenthaltstitel erlischt in folgenden Fäl-
len: 

1. Ablauf seiner Geltungsdauer, 
2. Eintritt einer auflösenden Bedingung, 
3. Rücknahme des Aufenthaltstitels, 
4. Widerruf des Aufenthaltstitels, 
5. Ausweisung des Ausländers, 
5a. Bekanntgabe einer Abschiebungsanordnung 

nach § 58a, 

6.   wenn der Ausländer aus einem seiner Natur 
nach nicht vorübergehenden Grunde aus-
reist, 

7.   wenn der Ausländer ausgereist und nicht in-
nerhalb von sechs Monaten oder einer von 
der Ausländerbehörde bestimmten längeren 
Frist wieder eingereist ist, 

8.   wenn ein Ausländer nach Erteilung eines 
Aufenthaltstitels gemäß der §§ 22, 23 oder 
§ 25 Abs. 3 bis 5 einen Asylantrag stellt; 
 
 
 
 
 
 
 

 

ein für mehrere Einreisen oder mit einer Gel-
tungsdauer von mehr als 90 Tagen erteiltes Vi-
sum erlischt nicht nach den Nummern 6 und 7. 

[…] 

§ 51 Beendigung der Rechtmäßigkeit des Auf-
enthalts; Fortgeltung von Beschränkungen 

(1) Der Aufenthaltstitel erlischt in folgenden Fäl-
len: 

1.  Ablauf seiner Geltungsdauer, 
2. Eintritt einer auflösenden Bedingung, 
3. Rücknahme des Aufenthaltstitels, 
4. Widerruf des Aufenthaltstitels, 
5. Ausweisung des Ausländers, 
5a. Bekanntgabe einer Abschiebungsanordnung 

nach § 58a, 

6.   wenn der Ausländer aus einem seiner Natur 
nach nicht vorübergehenden Grunde aus-
reist, 

7.   wenn der Ausländer ausgereist und nicht in-
nerhalb von sechs Monaten oder einer von 
der Ausländerbehörde bestimmten längeren 
Frist wieder eingereist ist, 

8.   wenn ein Ausländer nach Erteilung eines 
Aufenthaltstitels gemäß der §§ 22, 23 oder 
§ 25 Absatz 3 bis 5 einen Asylantrag stellt, 

9.   bei einer Rücknahme der Zustimmung zur 
Anerkennung der Vaterschaft nach § 85d 
Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 1598 
Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs durch die Ausländerbehörde, sofern 
sich der Aufenthaltstitel aus der deutschen 
Staatsangehörigkeit des Kindes oder dem 
Aufenthaltstitel des Kindes ableitet; 

ein für mehrere Einreisen oder mit einer Gel-
tungsdauer von mehr als 90 Tagen erteiltes Vi-
sum erlischt nicht nach den Nummern 6 und 7. 

[…] 
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§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung (Duldung) 
[…] 
(2) Die Abschiebung eines Ausländers ist auszu-
setzen, solange die Abschiebung aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist 
und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die 
Abschiebung eines Ausländers ist auch auszu-
setzen, wenn seine vorübergehende Anwesen-
heit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren we-
gen eines Verbrechens von der Staatsanwalt-
schaft oder dem Strafgericht für sachgerecht er-
achtet wird, weil ohne seine Angaben die Erfor-
schung des Sachverhalts erschwert wäre. Einem 
Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, 
wenn dringende humanitäre oder persönliche 
Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen 
seine vorübergehende weitere Anwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern. Soweit die Beurkun-
dung der Anerkennung einer Vaterschaft oder 
der Zustimmung der Mutter für die Durchfüh-
rung eines Verfahrens nach § 85a ausgesetzt 
wird, wird die Abschiebung des ausländischen 
Anerkennenden, der ausländischen Mutter oder 
des ausländischen Kindes ausgesetzt, solange 
das Verfahren nach § 85a nicht durch vollzieh-
bare Entscheidung abgeschlossen ist. 
 
[…] 
(6) Im Übrigen darf dem Ausländer, der eine 
Duldung besitzt, die Ausübung einer Erwerbstä-
tigkeit nicht erlaubt werden, wenn 
1. er sich in das Inland begeben hat, um Leis-

tungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz zu erlangen, 

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm 
aus Gründen, die er selbst zu vertreten hat, 
nicht vollzogen werden können oder 

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Her-
kunftsstaates nach den §§ 29a und 29b oder 
§ 29b des Asylgesetzes ist und sein nach 
dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag 
abgelehnt oder zurückgenommen wurde, es 
sei denn, die Rücknahme erfolgte auf Grund 
einer Beratung nach einer unentgeltlichen 
Rechtsauskunft gemäß § 12b des Asylgeset-
zes beim Bundesamt für Migration und 

§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung (Duldung) 
[…] 
(2) Die Abschiebung eines Ausländers ist auszu-
setzen, solange die Abschiebung aus tatsächli-
chen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist  
und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die 
Abschiebung eines Ausländers ist auch auszuset-
zen, wenn seine vorübergehende Anwesen- 
heit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren we-
gen eines Verbrechens von der Staatsanwalt-
schaft oder dem Strafgericht für sachgerecht er-
achtet wird, weil ohne seine Angaben die Erfor-
schung des Sachverhalts erschwert wäre. Einem 
Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, 
wenn dringende humanitäre oder persönliche 
Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen 
seine vorübergehende weitere Anwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern. Sofern nach § 85a die 
Zustimmung der Ausländerbehörde zu einer 
Anerkennung der Vaterschaft erforderlich ist, 
wird die Abschiebung des ausländischen Aner-
kennenden, der ausländischen Mutter oder des 
ausländischen Kindes ab dem Zeitpunkt der An-
tragstellung nach § 85c Absatz 1 Satz 1 ausge-
setzt, so lange, bis das Verfahren nach den §§ 
85a bis 85c durch Entscheidung der Ausländer-
behörde abgeschlossen ist. 
[…] 
(6) Im Übrigen darf dem Ausländer, der eine Dul-
dung besitzt, die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
nicht erlaubt werden, wenn 
1. er sich in das Inland begeben hat, um Leis-

tungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz zu erlangen, 

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm 
aus Gründen, die er selbst zu vertreten hat, 
nicht vollzogen werden können oder 

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Her-
kunftsstaates nach den §§ 29a oder 29b des 
Asylgesetzes oder nach Artikel 62 Absatz 1 
bis 1b der Verordnung (EU) 2024/1348 ist 
und sein nach dem 31. August 2015 gestell-
ter Asylantrag abgelehnt oder zurückgenom-
men wurde, es sei denn, die Rücknahme er-
folgte auf Grund einer unentgeltlichen 
Rechtsauskunft gemäß § 12b des Asylgeset-
zes beim Bundesamt für Migration und 
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Flüchtlinge, oder ein Asylantrag nicht ge-
stellt wurde. 

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach 
Satz 1 Nummer 2 insbesondere, wenn er das 
Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 
über seine Identität oder Staatsangehörigkeit o-
der durch eigene falsche Angaben selbst herbei-
führt. Satz 1 Nummer 3 gilt bei unbegleiteten 
minderjährigen Ausländern nicht für die Rück-
nahme des Asylantrags oder den Verzicht auf 
die Antragstellung, wenn die Rücknahme oder 
der Verzicht auf das Stellen eines Asylantrags 
im Interesse des Kindeswohls erfolgte. Abwei-
chend von den Sätzen 1 bis 3 ist einem Auslän-
der, der als Asylberechtigter anerkannt ist, der 
im Bundesgebiet die Rechtsstellung eines aus-
ländischen Flüchtlings oder eines subsidiär 
Schutzberechtigten genießt, die Erwerbstätigkeit 
erlaubt. 

Flüchtlinge, oder ein Asylantrag nicht gestellt 
wurde. 

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach 
Satz 1 Nummer 2 insbesondere, wenn er das  
Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 
über seine Identität oder Staatsangehörigkeit o-
der durch eigene falsche Angaben selbst herbei-
führt. Satz 1 Nummer 3 gilt bei unbegleiteten 
minderjährigen Ausländern nicht für die Rück-
nahme des Asylantrags oder den Verzicht auf  
die Antragstellung, wenn die Rücknahme oder 
der Verzicht auf das Stellen eines Asylantrags  
im Interesse des Kindeswohls erfolgte. Abwei-
chend von den Sätzen 1 bis 3 ist einem Auslän-
der, der als Asylberechtigter anerkannt ist, der  
im Bundesgebiet die Rechtsstellung eines aus-
ländischen Flüchtlings oder eines subsidiär 
Schutzberechtigten genießt, die Erwerbstätigkeit 
erlaubt. 

§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage 
(1) Widerspruch und Klage gegen 
1. die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung 

oder Verlängerung des Aufenthaltstitels, 
1a.  Maßnahmen nach § 49, 
1b.  die Anordnung einer räumlichen Beschrän-

kung nach § 61 Absatz 1c, 
1c.  die Anordnung einer Wohnsitzauflage nach 

§ 61 Absatz 1d, 
1d.  die Anordnung einer Sicherheitsleistung 

nach § 66 Absatz 5, 
1e.  die Anordnung der vorläufigen Gesundheits-

kontrolle nach § 82 Absatz 3a, 
2.    die Auflage nach § 61 Absatz 1f, in einer 

Ausreiseeinrichtung Wohnung zu nehmen, 
2a.  Auflagen zur Sicherung und Durchsetzung 

der vollziehbaren Ausreisepflicht nach § 61 
Absatz 1e, 

2b.  die Anweisung einer Unterkunft und Anord-
nung einer räumlichen Beschränkung nach § 
15b Absatz 4 Satz 2, 

3.    die Änderung oder Aufhebung einer Neben-
bestimmung, die die Ausübung einer Er-
werbstätigkeit betrifft, 

4. den Widerruf des Aufenthaltstitels des Aus-
länders nach § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
4, wenn das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge die Asylberechtigung oder die 

§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage 
(1) Widerspruch und Klage gegen 
1. die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung 

oder Verlängerung des Aufenthaltstitels, 
1a.  Maßnahmen nach § 49, 
1b.  die Anordnung einer räumlichen Beschrän-

kung nach § 61 Absatz 1c, 
1c.  die Anordnung einer Wohnsitzauflage nach 

§ 61 Absatz 1d, 
1d.  die Anordnung einer Sicherheitsleistung 

nach § 66 Absatz 5, 
1e.  die Anordnung der vorläufigen Gesundheits-

kontrolle nach § 82 Absatz 3a, 
2.    die Auflage nach § 61 Absatz 1f, in einer 

Ausreiseeinrichtung Wohnung zu nehmen, 
2a.  Auflagen zur Sicherung und Durchsetzung 

der vollziehbaren Ausreisepflicht nach § 61 
Absatz 1e, 

2b.  die Anweisung einer Unterkunft und Anord-
nung einer räumlichen Beschränkung nach § 
15b Absatz 4 Satz 2, 

3.    die Änderung oder Aufhebung einer Neben-
bestimmung, die die Ausübung einer Er-
werbstätigkeit betrifft, 

4. den Widerruf des Aufenthaltstitels des Aus-
länders nach § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
4, wenn das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge die Asylberechtigung oder die 
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Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft auf 
Grundlage der in § 60 Absatz 8 genannten 
Gründe oder weil es nach § 60 Absatz 8a  
oder 8b von der Anwendung des § 60 Ab-
satz 1 abgesehen hat, entzogen, widerrufen 
oder zurückgenommen hat, 

5. den Widerruf oder die Rücknahme der An-
erkennung von Forschungseinrichtungen für 
den Abschluss von Aufnahmevereinbarun-
gen nach § 18d, 

6. die Ausreiseuntersagung nach § 46 Absatz 
2 Satz 1, 

7. die Anordnung und Befristung eines Ein-
reise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 so-
wie 

8. die Feststellung nach § 85a Absatz 1 Satz 2 
 
haben keine aufschiebende Wirkung. 

[…] 

Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft auf 
Grundlage der in § 60 Absatz 8 genannten 
Gründe oder weil es nach § 60 Absatz 8a  
oder 8b von der Anwendung des § 60 Ab-
satz 1 abgesehen hat, entzogen, widerrufen 
oder zurückgenommen hat, 

5. den Widerruf oder die Rücknahme der An-
erkennung von Forschungseinrichtungen für 
den Abschluss von Aufnahmevereinbarun-
gen nach § 18d, 

6. die Ausreiseuntersagung nach § 46 Absatz 
2 Satz 1, 

7. die Anordnung und Befristung eines Ein-
reise- und Aufenthaltsverbots nach § 11 so-
wie 

8. die Rücknahme einer Zustimmung oder 
Fe[st]1stellung nach § 85d Absatz 2 bis 5 

haben keine aufschiebende Wirkung. 

[…] 

§ 85a Verfahren bei konkreten Anhaltspunkten 
einer missbräuchlichen Anerkennung der Va-
terschaft 

(1) Wird der Ausländerbehörde von einer beur-
kundenden Behörde oder einer Urkundsperson 
mitgeteilt, dass konkrete Anhaltspunkte für eine 
missbräuchliche Anerkennung der Vaterschaft 
im Sinne von § 1597a Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestehen, prüft die Ausländerbe-
hörde, ob eine solche vorliegt. Ergibt die Prü-
fung, dass die Anerkennung der Vaterschaft 
missbräuchlich ist, stellt die Ausländerbehörde 
dies durch schriftlichen oder elektronischen Ver-
waltungsakt fest. Ergibt die Prüfung, dass die 
Anerkennung der Vaterschaft nicht missbräuch-
lich ist, stellt die Ausländerbehörde das Verfah-
ren ein. 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 85a Zustimmung der Ausländerbehörde zu 
einer Anerkennung der Vaterschaft; Anwen-
dungsbereich 

(1) Die Zustimmung der Ausländerbehörde zu 
einer Anerkennung der Vaterschaft ist erforder-
lich, wenn die Mutter oder der Anerkennende 
die deutsche Staatsangehörigkeit, ein unbefris-
tetes Aufenthaltsrecht oder als Staatsangehö-
riger der Schweiz oder dessen Familienangehö-
riger eine Aufenthaltserlaubnis auf Grund des 
Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft andererseits über die Freizü-
gigkeit (BGBl. 2001 II S. 810, 811) besitzt und 
die jeweils andere Person 
1. eine Aufenthaltsgestattung besitzt, 
2. ausreisepflichtig ist, es sei denn, sie besitzt 

eine Beschäftigungsduldung nach § 60d, 
3. mit einem Schengen-Visum in das Bundes-

gebiet eingereist ist und sich auf dieser 
Grundlage im Bundesgebiet aufhält oder 

4. noch nicht in das Bundesgebiet eingereist 
ist und 
a) keinen Aufenthaltstitel oder lediglich 

ein Schengen-Visum besitzt und 

––––––––––––––––– 
1 Redaktionelle Korrektur.  
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(2) Eine missbräuchliche Anerkennung der Va-
terschaft wird regelmäßig vermutet, wenn 
1. der Anerkennende erklärt, dass seine Aner-

kennung gezielt gerade einem Zweck im 
Sinne von § 1597a Absatz 1 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs dient, 

2. die Mutter erklärt, dass ihre Zustimmung 
gezielt gerade einem Zweck im Sinne von § 
1597a Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs dient, 

3. der Anerkennende bereits mehrfach die Va-
terschaft von Kindern verschiedener aus-
ländischer Mütter anerkannt hat und je-
weils die rechtlichen Voraussetzungen für 
die erlaubte Einreise oder den erlaubten 
Aufenthalt des Kindes oder der Mutter 
durch die Anerkennung geschaffen hat, 
auch wenn das Kind durch die Anerken-
nung die deutsche Staatsangehörigkeit er-
worben hat, 

4. dem Anerkennenden oder der Mutter ein 
Vermögensvorteil für die Anerkennung der 
Vaterschaft oder die Zustimmung hierzu 
gewährt oder versprochen worden ist 

und die Erlangung der rechtlichen Voraussetzun-
gen für die erlaubte Einreise oder den erlaubten 
Aufenthalt des Kindes, des Anerkennenden oder 
der Mutter ohne die Anerkennung der Vater-
schaft und die Zustimmung hierzu nicht zu er-
warten ist. Dies gilt auch, wenn die rechtlichen 
Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder 
den erlaubten Aufenthalt des Kindes durch den 
Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit des 
Kindes nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 3 Satz 1 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes geschaffen 
werden sollen. 
 

b) weder nach Anhang II der Verordnung 
(EU) 2018/1806 noch nach § 41 Ab-
satz 1 und 2 der Aufenthaltsverord-
nung zur Einreise und zum Aufenthalt 
berechtigt ist. 

§ 1598 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs und Satz 1 gelten auch, 
wenn die Anerkennung der Vaterschaft einem 
ausländischen Abstammungsrecht unterliegt. 
 
(2) Die Zustimmung zu einer Anerkennung der 
Vaterschaft ist nicht erforderlich, wenn 
1. der Anerkennende der leibliche Vater des 

Kindes ist, 
2. der Anerkennende der 

a) leibliche Vater eines anderen Kindes 
der Mutter ist oder 

b) in ein deutsches Geburtenregister ein-
getragene rechtliche Vater eines an-
deren Kindes der Mutter ist, 

3. der Anerkennende und die Mutter einander 
nach der Geburt eines Kindes geheiratet 
haben und die Ehe im Zeitpunkt der öffent-
lichen Beurkundung der Anerkennungser-
klärung in einem deutschen Eheregister 
eingetragen ist oder 

4. der Anerkennende und die Mutter im Zeit-
punkt der öffentlichen Beurkundung der 
Anerkennungserklärung seit mindestens 
14 Monaten mit gemeinsamem Haupt-
wohnsitz in einem deutschen Melderegister 
geführt werden und sie unter diesem 
Hauptwohnsitz seit mindestens 14 Mona-
ten in einem gemeinsamen Haushalt in ei-
ner Wohnung zusammenleben; die Frist 
beginnt mit der Eintragung in das Meldere-
gister. 
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(3) Ist die Feststellung nach Absatz 1 Satz 2 un-
anfechtbar, gibt die Ausländerbehörde der beur-
kundenden Behörde oder der Urkundsperson 
und dem Standesamt eine beglaubigte Abschrift 
mit einem Vermerk über den Eintritt der Unan-
fechtbarkeit zur Kenntnis. Stellt die Behörde das 
Verfahren ein, teilt sie dies der beurkundenden 
Behörde oder der Urkundsperson, den Beteilig-
ten und dem Standesamt schriftlich oder elekt-
ronisch mit. 
 
 
 
 
(4) Im Ausland sind für die Maßnahmen und 
Feststellungen nach den Absätzen 1 und 3 die 
deutschen Auslandsvertretungen zuständig. 

(3) Beantragen der Anerkennende und die Mut-
ter die Zustimmung, obwohl sie geltend ma-
chen, dass die Voraussetzungen des Absatzes 2 
Nummer 1 oder Nummer 2a vorliegen, stellt die 
Ausländerbehörde ohne weitere Prüfung nach § 
85b fest, dass die Zustimmung der Ausländer-
behörde nicht erforderlich ist, wenn sie auf der 
Grundlage einer genetischen Untersuchung zur 
Klärung der Abstammung nach § 17 des Gendi-
agnostikgesetzes in den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 1 die leibliche Abstammung des Kin-
des vom Anerkennenden oder in den Fällen des 
Absatzes 2 Nummer 2a die leibliche Abstam-
mung des anderen Kindes der Mutter vom An-
erkennenden festgestellt hat. 
(4) (weggefallen) 

 § 85b Missbräuchliche Anerkennung der Vater-
schaft; Vermutungstatbestände 
(1) Die Ausländerbehörde versagt die Zustim-
mung, wenn es sich um eine missbräuchliche 
Anerkennung der Vaterschaft handelt. Eine 
solche liegt vor, wenn die Vaterschaft gezielt 
gerade zu dem Zweck anerkannt wird oder die 
Zustimmung der Mutter gezielt gerade zu dem 
Zweck erteilt wird, die rechtlichen Vorausset-
zungen zu schaffen für 
1. die erlaubte Einreise oder den erlaubten 

Aufenthalt des Kindes, des Anerkennen-
den oder der Mutter oder 

2. die erlaubte Einreise oder den erlaubten 
Aufenthalt des Kindes durch den Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit des 
Kindes nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 3 
Satz 1 des Staatsangehörigkeitsgesetzes. 

(2) Eine missbräuchliche Anerkennung der Va-
terschaft wird vermutet, wenn 
1. der Anerkennende und die Mutter sich 

miteinander nicht sprachlich verständigen 
können, 

2. der Anerkennende und die Mutter sich zur 
Ermöglichung der Anerkennung der Vater-
schaft kennengelernt haben, 

3. der Anerkennende binnen vier Jahren vor 
Antragstellung bereits mehrfach die Va-
terschaft von Kindern verschiedener dritt-
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staatsangehöriger Mütter anerkannt hat o-
der wenn die Mutter binnen vier Jahren vor 
Antragstellung bereits mehrfach die Zu-
stimmung zur Anerkennung der Vater-
schaft für unterschiedliche Kinder durch 
verschiedene drittstaatsangehörige Män-
ner erteilt hat, 

4. dem Anerkennenden oder der Mutter ein 
Vermögensvorteil für die Anerkennung der 
Vaterschaft oder für die Zustimmung zur 
Anerkennung der Vaterschaft gewährt o-
der versprochen worden ist oder 

5. seit Antragstellung fünf Monate verstri-
chen sind, eine Belehrung nach § 85c Ab-
satz 6 erfolgt ist und ein oder beide An-
tragsteller nach § 85c Absatz 1 wiederholt 
und unentschuldigt 
a) einer Anordnung zum persönlichen 

Erscheinen bei der zuständigen Be-
hörde nach § 85c Absatz 5 in Verbin-
dung mit § 82 Absatz 4 Satz 1 nicht 
nachgekommen sind, 

b) sich in einer persönlichen Anhörung 
nicht oder in wesentlichen Teilen 
nicht zu ihrer Person, zu den Umstän-
den und den Gründen für die Aner-
kennung der Vaterschaft geäußert 
haben oder 

c) im Rahmen einer Anhörung keine oder 
auf wesentliche Fragen falsche oder 
nur unvollständige Angaben gemacht 
oder angeforderte erforderliche Nach-
weise unentschuldigt nicht vorgelegt 
haben. 

(3) Die Ausländerbehörde erteilt die Zustim-
mung, wenn eine missbräuchliche Anerken-
nung der Vaterschaft nicht festgestellt werden 
kann. Es wird vermutet, dass die Anerkennung 
der Vaterschaft nicht missbräuchlich ist, wenn 
die Antragsteller belegen können, dass 
1. sie zum Zeitpunkt des Antrags auf Zustim-

mung seit mindestens acht Monaten in ei-
nem gemeinsamen Haushalt wohnen, 

2. der Anerkennende zum Zeitpunkt des An-
trags auf Zustimmung substantielle regel-
mäßige Beiträge zum Lebensunterhalt der 
Mutter oder des Kindes über einen Zeit-
raum von mindestens sechs Monaten ge-
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leistet hat und auf Grund seiner Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse und ei-
ner vollstreckungsfähigen Verpflichtung 
auch für die Zukunft die Leistung von sub-
stantiellen regelmäßigen Beiträgen zum 
Lebensunterhalt der Mutter oder des Kin-
des zu erwarten ist, 

3. der Anerkennende zum Zeitpunkt des An-
trags auf Zustimmung über mindestens 
sechs Monate regelmäßig Umgang mit 
dem Kind oder der werdenden Mutter 
hatte und nach den Umständen des Einzel-
falls zu erwarten ist, dass der Umgang 
auch in Zukunft beabsichtigt ist, 

4. der Anerkennende und die Mutter einan-
der nach der Geburt des Kindes geheiratet 
haben oder 

5. die Zustimmung einer Ausländerbehörde 
zu einer Anerkennung der Vaterschaft für 
ein anderes gemeinsames Kind mit dersel-
ben Mutter erteilt wurde, es sei denn 
hierzu ist ein Verfahren nach § 85d Absatz 
2 Satz 1 anhängig. 

 § 85c Verfahren zur Prüfung der Zustimmung 
(1) Die Ausländerbehörde entscheidet über die 
Erteilung der Zustimmung zur Anerkennung ei-
ner Vaterschaft durch schriftlichen oder elekt-
ronischen Verwaltungsakt auf Antrag des An-
erkennenden und der Mutter. Verstirbt der An-
erkennende, die Mutter oder das Kind vor einer 
Entscheidung der Ausländerbehörde, so wird 
das Verfahren nicht unterbrochen und ist fort-
zusetzen. 
(2) Verstirbt der Anerkennende oder die Mut-
ter, bevor der Antrag auf Zustimmung zur An-
erkennung der Vaterschaft gestellt worden ist, 
kann der Antrag auf Zustimmung abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 auch nur von dem Aner-
kennenden oder der Mutter gestellt werden. 
Versterben der Anerkennende und die Mutter, 
kann der Antrag auf Zustimmung abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 auch von dem Kind ge-
stellt werden. 
(3) Die Zustimmung zur Anerkennung einer 
Vaterschaft gilt als erteilt, wenn die Auslän-
derbehörde nicht binnen vier Monaten nach 
Eingang des Antrags entschieden hat. Der Ab-
lauf der Frist nach Satz 1 wird gehemmt, wenn 
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die Antragsteller einen Antrag auf Ruhen des 
Verfahrens stellen und die Ausländerbehörde 
diesem zustimmt. Der Ablauf der Frist nach 
Satz 1 wird auch gehemmt, wenn eine den Be-
teiligten zur Mitteilung von Tatsachen und 
Vornahme von Handlungen oder Beibringung 
von Nachweisen nach Absatz 5 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 85b Absatz 2 gesetzte Frist 
fruchtlos abläuft oder ein Beteiligter zu einer 
Anhörung, zu der er geladen wurde, nicht er-
scheint. Die Hemmung nach den Sätzen 2 und 
3 endet, sobald das Verfahren wieder aufge-
nommen wird oder die unterlassene Handlung 
durch den oder die Beteiligten vorgenommen 
wurde. 
4) Vorbehaltlich abweichender Bestimmungen 
durch Landesrecht entscheidet die Ausländer-
behörde über den Antrag, die für die jeweils 
andere Person im Sinne des § 85a Absatz 1 
Satz 1 örtlich zuständig ist. Hat die jeweils an-
dere Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland, so entscheidet vorbehaltlich abwei-
chender Bestimmungen durch Landesrecht die 
Ausländerbehörde über den Antrag, in deren 
Zuständigkeitsbezirk der im Inland lebende 
Beteiligte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Hat keiner der Beteiligten zum Zeitpunkt des 
Antrags auf Zustimmung seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland, ist die deutsche Aus-
landsvertretung für die Entscheidung über den 
Antrag örtlich zuständig, die für die jeweils an-
dere Person im Sinne des § 85a Absatz 1 Satz 
1 örtlich zuständig ist. 
(5) Die Antragsteller sind verpflichtet, diejeni-
gen Tatsachen mitzuteilen und Handlungen 
vorzunehmen, die für die Entscheidung der Aus-
länderbehörde über den Antrag auf Zu-stim-
mung wesentlich sind, sowie hierfür erforderli-
che Nachweise, die sie erbringen können, vor-
zulegen; dies gilt insbesondere für Tatsachen 
und Nachweise im Sinne des § 85b Absatz 2 
und 3 Satz 2. Im Übrigen gilt § 82 entspre-
chend. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn der Anerkennende oder die Mutter die 
deutsche Staatsangehörigkeit oder ein unbe-
fristetes Aufenthaltsrecht besitzen. 
(6) Die Antragsteller sind auf ihre Pflichten 
nach Absatz 5 und auf mögliche Folgen einer 
Nichterfüllung, insbesondere auf die Vermu-
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tungsregelung in § 85b Absatz 2 Nummer 5, 
hinzuweisen. 

 § 85d Anzeige einer fehlenden Zustimmung 
gegenüber dem Standesamt; Rücknahme der 
Zustimmung oder der Feststellung, dass eine 
solche nicht erforderlich ist 

(1) Erlangt die Ausländerbehörde davon 
Kenntnis, dass ohne die erforderliche Zustim-
mung der Ausländerbehörde eine Eintragung 
der Vaterschaft in ein deutsches Personen-
standsregister erfolgt ist, zeigt sie dies dem für 
die Geburt des Kindes zuständigen Standes-
amt an. 

(2) Die Ausländerbehörde kann die Zustim-
mung nur zurücknehmen, wenn sie durch arg-
listige Täuschung, durch Drohung oder Beste-
chung oder durch vorsätzlich unrichtige oder 
unvollständige Angaben, die wesentlich für 
ihre Erteilung gewesen sind, erwirkt worden 
ist. Nimmt die Ausländerbehörde die Zustim-
mung zurück, zeigt sie dies dem für die Geburt 
des Kindes zuständigen Standesamt an. 

(3) Die Rücknahme der Zustimmung ist höchs-
tens fünf Jahre nach Eintragung der Vater-
schaft in ein deutsches Personenstandsregister 
zulässig. Bei Kindern, die bei Eintragung in das 
deutsche Personenstandsregister das fünfte 
Lebensjahr vollendet und die deutsche Staats-
angehörigkeit vom anerkennenden Vater nach 
§ 4 Absatz 1 oder Absatz 3 des Staatsangehö-
rigkeitsgesetzes erworben haben, ist eine 
Rücknahme höchstens zwei Jahre nach Eintra-
gung in das deutsche Personenstandsregister 
zulässig. Hat das Kind während der Frist nach 
Satz 1 das fünfte Lebensjahr vollendet und die 
deutsche Staatsangehörigkeit vom anerken-
nenden Vater nach § 4 Absatz 1 oder Absatz 3 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes erworben, 
ist eine Rücknahme höchstens innerhalb von 
zwei Jahren seit Vollendung des fünften Le-
bensjahres und nur innerhalb von fünf Jahren 
nach Eintragung in das deutsche Personen-
standsregister zulässig. Ist die Geburt des Kin-
des nicht im Inland beurkundet, tritt in den 
Sätzen 1 bis 3 an die Stelle der Eintragung der 
Vaterschaft in ein deutsches Personenstandre-
gister die Zustimmung der Ausländerbehörde 
zur Anerkennung der Vaterschaft. § 17 Absatz 
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2 Satz 3 Nummer 2 bis 4 des Staatsangehörig-
keitsgesetzes gilt entsprechend. 

(4) Die Rücknahme der Zustimmung erfolgt 
mit Wirkung für die Vergangenheit. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für Feststellun-
gen der Ausländerbehörde nach § 85a Absatz 
3 entsprechend. 

§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden 
[…] 
(3) Die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration ist nach 
den Absätzen 1 und 2 zu Mitteilungen über ei-
nen diesem Personenkreis angehörenden Aus-
länder nur verpflichtet, soweit dadurch die Erfül-
lung der eigenen Aufgaben nicht gefährdet wird. 
Die Landesregierungen können durch Rechtsver-
ordnung bestimmen, dass Ausländerbeauftragte 
des Landes und Ausländerbeauftragte von Ge-
meinden nach den Absätzen 1 und 2 zu Mittei-
lungen über einen Ausländer, der sich rechtmä-
ßig in dem Land oder der Gemeinde aufhält oder 
der sich bis zum Erlass eines die Rechtmäßigkeit 
des Aufenthalts beendenden Verwaltungsaktes 
rechtmäßig dort aufgehalten hat, nur nach Maß-
gabe des Satzes 1 verpflichtet sind.  
[…] 
 

§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden 
[…] 
(3) Die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration ist nach 
den Absätzen 1, 2 und 7 zu Mitteilungen über 
einen diesem Personenkreis angehörenden Aus-
länder nur verpflichtet, soweit dadurch die Erfül-
lung der eigenen Aufgaben nicht gefährdet wird. 
Die Landesregierungen können durch Rechtsver-
ordnung bestimmen, dass Ausländerbeauftragte 
des Landes und Ausländerbeauftragte von Ge-
meinden nach den Absätzen 1 und 2 zu Mittei-
lungen über einen Ausländer, der sich rechtmä-
ßig in dem Land oder der Gemeinde aufhält oder 
der sich bis zum Erlass eines die Rechtmäßigkeit 
des Aufenthalts beendenden Verwaltungsaktes 
rechtmäßig dort aufgehalten hat, nur nach Maß-
gabe des Satzes 1 verpflichtet sind. 
[…] 
(7) Öffentliche Stellen im Sinne von Absatz 1 
haben auch unverzüglich die zuständige Aus-
länderbehörde zu unterrichten, wenn sie im 
Zusammenhang mit der Erfüllung ihrer Aufga-
ben Kenntnis erlangen von Tatsachen, die für 
die Prüfung, ob eine missbräuchliche Anerken-
nung der Vaterschaft im Sinne von § 85b Ab-
satz 1 Satz 2 vorliegt, erheblich sind, insbeson-
dere von Tatsachen im Sinne von § 85b Absatz 
2 Nummer 1 bis 4 und Absatz 3 Satz 2. 

§ 95 Strafvorschriften 

[…] 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. entgegen § 11 Absatz 1 oder in Zuwider-
handlung einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 11 Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 
Satz 1 

a)   in das Bundesgebiet einreist oder 

§ 95 Strafvorschriften 

[…] 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. entgegen § 11 Absatz 1 oder in Zuwider-
handlung einer vollziehbaren Anordnung 
nach § 11 Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 
Satz 1 

a)   in das Bundesgebiet einreist oder 
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b)   sich darin aufhält, 

1a.  einer vollstreckbaren gerichtlichen Anord-
nung nach § 56a Absatz 1 zuwiderhandelt 
und dadurch die kontinuierliche Feststellung 
seines Aufenthaltsortes durch eine in § 56a 
Absatz 3 genannte zuständige Stelle verhin-
dert oder 

 

 

 

 
 

 

 

2. unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen einen Aufenthaltstitel oder eine 
Duldung zu beschaffen oder das Erlöschen 
oder die nachträgliche Beschränkung des 
Aufenthaltstitels oder der Duldung abzu-
wenden oder eine so beschaffte Urkunde 
wissentlich zur Täuschung im Rechtsver-
kehr gebraucht. 

[…] 

b)   sich darin aufhält, 

1a.  einer vollstreckbaren gerichtlichen Anord-
nung nach § 56a Absatz 1 zuwiderhandelt 
und dadurch die kontinuierliche Feststellung 
seines Aufenthaltsortes durch eine in § 56a 
Absatz 3 genannte zuständige Stelle verhin-
dert, 

1b.  entgegen § 85c Absatz 5 Satz 1 erster 
Halbsatz eine Mitteilung nicht richtig oder 
nicht vollständig macht, um eine Zustim-
mung zur Anerkennung einer Vaterschaft 
nach § 85c Absatz 1 zu erwirken oder eine 
so erlangte Zustimmung wissentlich zur 
Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht o-
der 

2. unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen einen Aufenthaltstitel oder eine 
Duldung zu beschaffen oder das Erlöschen 
oder die nachträgliche Beschränkung des 
Aufenthaltstitels oder der Duldung abzu-
wenden oder eine so beschaffte Urkunde 
wissentlich zur Täuschung im Rechtsver-
kehr gebraucht. 

[…] 

 § 105d Übergangsregelung für das Verfahren 
zur Prüfung einer missbräuchlichen Anerken-
nung der Vaterschaft 

(1) Auf Prüfungen über das Vorliegen einer 
missbräuchlichen Anerkennung der Vater-
schaft, die bis zum Ablauf des 28. Juli 2026 
nicht abgeschlossen sind, sind § 60a Absatz 2 
Satz 4, § 84 Absatz 1 Nummer 8 und § 85a 
dieses Gesetzes sowie die §§ 1597a und 1598 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der am 28. 
Juli 2026 jeweils geltenden Fassung anzuwen-
den. 

(2) § 85a Absatz 2 Nummer 2b gilt nicht, wenn 
die rechtliche Vaterschaft für das andere Kind 
durch Anerkennung der Vaterschaft entstan-
den ist und die Anerkennungserklärung vor 
dem 29. Juli 2026 öffentlich beurkundet 
wurde. Satz 1 gilt nicht, wenn die Ausländer-
behörde das Verfahren nach § 85a Absatz 1 
Satz 3 in der bis zum 29. Juli 2026 geltenden 
Fassung für das andere Kind eingestellt hat. 
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Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

§ 1597a Verbot der missbräuchlichen Aner-
kennung der Vaterschaft 

(1) Die Vaterschaft darf nicht gezielt gerade zu 
dem Zweck anerkannt werden, die rechtlichen 
Voraussetzungen für die erlaubte Einreise oder 
den erlaubten Aufenthalt des Kindes, des Aner-
kennenden oder der Mutter zu schaffen, auch 
nicht, um die rechtlichen Voraussetzungen für 
die erlaubte Einreise oder den erlaubten Aufent-
halt des Kindes durch den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit des Kindes nach § 4 Absatz 
1 oder Absatz 3 Satz 1 des Staatsangehörig-
keitsgesetzes zu schaffen (missbräuchliche An-
erkennung der Vaterschaft). 

(2) Bestehen konkrete Anhaltspunkte für eine 
missbräuchliche Anerkennung der Vaterschaft, 
hat die beurkundende Behörde oder die Urkund-
sperson dies der nach § 85a des Aufenthaltsge-
setzes zuständigen Behörde nach Anhörung des 
Anerkennenden und der Mutter mitzuteilen und 
die Beurkundung auszusetzen. Ein Anzeichen für 
das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte ist ins-
besondere: 

1. das Bestehen einer vollziehbaren Ausreise-
pflicht des Anerkennenden oder der Mutter 
oder des Kindes, 

2. wenn der Anerkennende oder die Mutter o-
der das Kind einen Asylantrag gestellt hat 
und die Staatsangehörigkeit eines sicheren 
Herkunftsstaates nach § 29a oder § 29b des 
Asylgesetzes besitzt, 

3. das Fehlen von persönlichen Beziehungen 
zwischen dem Anerkennenden und der Mut-
ter oder dem Kind, 

4. der Verdacht, dass der Anerkennende bereits 
mehrfach die Vaterschaft von Kindern ver-
schiedener ausländischer Mütter anerkannt 
hat und jeweils die rechtlichen Vorausset-
zungen für die erlaubte Einreise oder den er-
laubten Aufenthalt des Kindes oder der Mut-
ter durch die Anerkennung geschaffen hat, 
auch wenn das Kind durch die Anerkennung 
die deutsche Staatsangehörigkeit erworben 
hat, oder 

5. der Verdacht, dass dem Anerkennenden oder 

§ 1597a (weggefallen) 
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der Mutter ein Vermögensvorteil für die An-
erkennung der Vaterschaft oder die Zustim-
mung hierzu gewährt oder versprochen wor-
den ist. 

Die beurkundende Behörde oder die Urkunds-
person hat die Aussetzung dem Anerkennen-
den, der Mutter und dem Standesamt mitzutei-
len. Hat die nach § 85a des Aufenthaltsgesetzes 
zuständige Behörde gemäß § 85a Absatz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes das Vorliegen einer miss-
bräuchlichen Anerkennung der Vaterschaft fest-
gestellt und ist diese Entscheidung unanfecht-
bar, so ist die Beurkundung abzulehnen. 

(3) Solange die Beurkundung gemäß Absatz 2 
Satz 1 ausgesetzt ist, kann die Anerkennung 
auch nicht wirksam von einer anderen beurkun-
denden Behörde oder Urkundsperson beurkun-
det werden. Das Gleiche gilt, wenn die Voraus-
setzungen des Absatzes 2 Satz 4 vorliegen. 

(4) Für die Zustimmung der Mutter nach § 1595 
Absatz 1 gelten die Absätze 1 bis 3 entspre-
chend. 

(5) Eine Anerkennung der Vaterschaft kann 
nicht missbräuchlich sein, wenn der Anerken-
nende der leibliche Vater des anzuerkennenden 
Kindes ist. 

§ 1598 Unwirksamkeit von Anerkennung und 
Zustimmung 
(1) Anerkennung und Zustimmung sind nur dann 
unwirksam, wenn sie den Erfordernissen nach 
§ 1594 Absatz 2, 3 und 5 und den §§ 1595 bis 
1597 nicht genügen. Anerkennung und Zustim-
mung sind auch im Fall des § 1597a Absatz 3 
und im Fall des § 1597a Absatz 4 in Verbindung 
mit Absatz 3 unwirksam. 
 

(2) Sind seit der Eintragung in ein deutsches Per-
sonenstandsregister fünf Jahre verstrichen, so ist 
die Anerkennung wirksam, auch wenn sie den 
Erfordernissen der vorstehenden Vorschriften 
nicht genügt. 

§ 1598 Unwirksamkeit von Anerkennung und 
Zustimmung; sorgerechtliche Begleitregelung 
(1) Anerkennung und Zustimmung sind nur dann 
unwirksam, wenn sie den Erfordernissen nach 
§ 1594 Absatz 2, 3 und 5 und den §§ 1595 bis 
1597 nicht genügen. Anerkennung und Zustim-
mung sind auch unwirksam, wenn die nach § 
85a des Aufenthaltsgesetzes erforderliche Zu-
stimmung der Ausländerbehörde nicht erteilt 
ist. 
(2) Sind seit der Eintragung in ein deutsches Per-
sonenstandsregister fünf Jahre verstrichen, so ist 
die Anerkennung wirksam, auch wenn sie den 
Erfordernissen der vorstehenden Vorschriften 
nicht genügt. Wird die Zustimmung der Aus-
länderbehörde nach § 85d des Aufenthaltsge-
setzes zurückgenommen und die Eintragung in 
einem deutschen Personenstandsregister 
dadurch unrichtig, wird die Frist nach Satz 1 
gehemmt. Die Hemmung gilt nicht, solange die 
aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs 
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gegen die Rücknahme nach § 80 Absatz 5 der 
Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet ist. 
Existiert noch kein Eintrag in einem deutschen 
Personenstandsregister und wird die Anerken-
nung der Vaterschaft oder die Zustimmung der 
Mutter zur Anerkennung der Vaterschaft in ei-
ner deutschen Auslandsvertretung beurkun-
det, so beginnt die Frist nach Satz 1 mit der 
Beurkundung, wenn 
1. in der Urkunde fehlerhaft vermerkt ist, 

dass die Zustimmung der Ausländerbe-
hörde zur Anerkennung der Vaterschaft 
erteilt wurde oder 

2. der oder die Beteiligte über die Erforder-
lichkeit dieser Zustimmung nicht von der 
Ausländerbehörde belehrt wurde; die 
Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) Haben die Mutter und der Anerkennende in 
den Fällen des § 85a Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes wirksame Sorgeerklärungen 
nach § 1626a Absatz 1 abgegeben, so ist der 
Anerkennende zur Vertretung des Kindes in al-
len persönlichen und vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten berechtigt, wenn die Mutter 
verstorben ist oder die elterliche Sorge gemäß 
§ 1673 Absatz 1 ruht. Das Vertretungsrecht 
endet im Zeitpunkt der bestandskräftigen Ent-
scheidung der Ausländerbehörde nach § 85c 
Absatz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes, 
durch Eintritt der Fiktionswirkung gemäß § 85c 
Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes oder dann, 
wenn das Familiengericht gemäß § 1773 Ab-
satz 1 oder § 1781 Absatz 1 einen Vormund 
für das Kind bestellt hat. 

Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG) 

§ 17 
[…] 
(2) Die deutsche Staatsangehörigkeit verliert 
auch ein Kind, rückwirkend zum Zeitpunkt des 
Erwerbs nach § 4 Absatz 1, 2 oder Absatz 3 Satz 
1 oder nach § 6, wenn die Voraussetzungen für 
diesen Erwerb nicht mehr erfüllt sind. Die 
Rechtsfolge nach Satz 1 tritt ein, wenn 
1. die rückwirkende Entscheidung unanfecht-

bar ist über 
a)    eine nach den deutschen Gesetzen 

§ 17 
[…] 
(2) Die deutsche Staatsangehörigkeit verliert 
auch ein Kind, rückwirkend zum Zeitpunkt des 
Erwerbs nach § 4 Absatz 1, 2 oder Absatz 3 Satz 
1 oder nach § 6, wenn die Voraussetzungen für 
diesen Erwerb nicht mehr erfüllt sind. Die 
Rechtsfolge nach Satz 1 tritt ein, wenn 
1. die rückwirkende Entscheidung unanfecht-

bar ist über 
a)    eine nach den deutschen Gesetzen 
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wirksame Feststellung des Nichtbeste-
hens der Vaterschaft, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
b) den Wegfall des in § 4 Absatz 3 Satz 1 

Nummer 2 aufgeführten Aufenthalts-
rechts des Elternteils, der für den Er-
werb der deutschen Staatsangehörig-
keit des Kindes maßgeblich ist, 

c) die Unwirksamkeit der Annahme als 
Kind oder 

d) den Verlust der deutschen Staatsange-
hörigkeit eines Elternteils nach § 35  
Absatz 6 

        oder 

2. eine nach den deutschen Gesetzen wirk-
same Anerkennung der Vaterschaft eines 
Dritten, die das rückwirkende Nichtbestehen 
der bisherigen Vaterschaft zur Folge hat, 
wirksam wird oder 

3. der Beweis des Gegenteils nach § 4 Absatz 
2 erbracht ist. 

Die deutsche Staatsangehörigkeit geht nicht ver-
loren, wenn das Kind 
1. bei der Unanfechtbarkeit der Entscheidung, 

dem Wirksamwerden der Anerkennung der 
Vaterschaft eines Dritten oder dem Beweis 
des Gegenteils nach Satz 2 das fünfte Le-
bensjahr bereits vollendet hat, 
 
 

2. mit einem deutschen Elternteil verwandt 
bleibt, 

3. sonst die deutsche Staatsangehörigkeit 
nach § 4 Absatz 3 Satz 1 erworben hätte o-
der 

4. sonst staatenlos würde. 

wirksame Feststellung des Nichtbeste-
hens der Vaterschaft, 

b)    die Rücknahme der Zustimmung der 
Ausländerbehörde zur Anerkennung 
der Vaterschaft gemäß § 85d Absatz 
2 bis 4 des Aufenthaltsgesetzes oder 
die Rücknahme der Feststellung der 
Ausländerbehörde gemäß § 85d Ab-
satz 5 des Aufenthaltsgesetzes je-
weils in Verbindung mit § 1598 Ab-
satz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs, 

c)    den Wegfall des in § 4 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 aufgeführten Aufenthalts-
rechts des Elternteils, der für den Er-
werb der deutschen Staatsangehörig-
keit des Kindes maßgeblich ist, 

d)    die Unwirksamkeit der Annahme als 
Kind oder 

e)    den Verlust der deutschen Staatsange-
hörigkeit eines Elternteils nach § 35 
Absatz 6 

       oder 
2. eine nach den deutschen Gesetzen wirk-

same Anerkennung der Vaterschaft eines 
Dritten, die das rückwirkende Nichtbestehen 
der bisherigen Vaterschaft zur Folge hat, 
wirksam wird oder 

3. der Beweis des Gegenteils nach § 4 Absatz 
2 erbracht ist. 

Die deutsche Staatsangehörigkeit geht nicht ver-
loren, wenn das Kind 
1. bei der Unanfechtbarkeit der Entscheidung, 

dem Wirksamwerden der Anerkennung der 
Vaterschaft eines Dritten oder dem Beweis 
des Gegenteils nach Satz 2 das fünfte Le-
bensjahr bereits vollendet hat, dies gilt 
nicht im Fall von Satz 2 Nummer 1 Buch-
stabe b, 

2. mit einem deutschen Elternteil verwandt 
bleibt, 

3. sonst die deutsche Staatsangehörigkeit 
nach § 4 Absatz 3 Satz 1 erworben hätte o-
der 

4. sonst staatenlos würde. 
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Personenstandsgesetz (PStG) 

§ 44 Erklärungen zur Anerkennung der Vater-
schaft und der Mutterschaft 

[…] 

(3) Dem Standesamt, das den Geburtseintrag 
des Kindes führt, ist eine beglaubigte Abschrift 
der Erklärungen zu übersenden. Ist die Geburt 
des Kindes nicht im Inland beurkundet, so ist die 
beglaubigte Abschrift dem Standesamt I in Ber-
lin zu übersenden.  

 

 

 

§ 44 Erklärungen zur Anerkennung der Vater-
schaft und der Mutterschaft 

[…] 

(3) Dem Standesamt, das den Geburtseintrag 
des Kindes führt, ist vorbehaltlich des § 46 Ab-
satz 2 Satz 2 der Personenstandsverordnung 
eine beglaubigte Abschrift der Erklärungen so-
wie eine vorliegende Entscheidung über die 
Zustimmung der Ausländerbehörde zur Aner-
kennung der Vaterschaft gemäß § 85a des 
Aufenthaltsgesetzes zu übermitteln. Ist die Ge-
burt des Kindes nicht im Inland beurkundet, so 
ist die Abschrift nach Satz 1 dem Standesamt I 
in Berlin zu übersenden, über eine Entscheidung 
zur Zustimmung der Ausländerbehörde nach 
Satz 1 wird das Standesamt I in Berlin benach-
richtigt. Das Standesamt I in Berlin führt ein 
Verzeichnis der nach den Sätzen 1 und 2 ein-
gegangenen Entscheidungen. 

4) Sind der Anerkennende oder die Mutter 
nicht deutsche Staatsangehörige und wird das 
Standesamt nicht zugleich um Eintragung der 
Vaterschaft im Geburtseintrag des Kindes er-
sucht, so hat das Standesamt bei der Beurkun-
dung den Anerkennenden und die Mutter  

1. darauf hinzuweisen, dass die Wirksamkeit 
der Anerkennung der Vaterschaft und der 
Zustimmung der Mutter nach § 1598 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs von der Zustim-
mung der Ausländerbehörde zur Anerken-
nung der Vaterschaft abhängen kann, und 

2. an die zuständige Ausländerbehörde zu 
verweisen. 

 § 44b Feststellung der Abstammung in Fällen 
eines Aufenthaltsrechtsgefälles 

(1) Zur Prüfung der Wirksamkeit einer Aner-
kennung der Vaterschaft in den Fällen des 
§ 1598 Absatz 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs verlangt das Standesamt die Vor-
lage der Zustimmungserklärung der für die Be-
teiligten zuständigen Ausländerbehörde. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn 

1. der Anerkennende oder die Mutter dem 



DIJuF-Synopse zum Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen (Stand: 4.8.2026) 
der Vaterschaft und zur Änderung weiterer Vorschriften 

 

Seite 19 / 23 www.dijuf.de 

Bisherige Fassung Neufassung 
Standesamt durch Vorlage des Ergebnis-
ses einer genetischen Untersuchung zur 
Klärung des Abstammung nach § 17 des 
Gendiagnostikgesetzes nachweisen, dass 
der Anerkennende der leibliche Vater des 
Kindes oder eines anderen Kindes der 
Mutter ist, oder 

2. das Standesamt feststellt, dass 

a)    in einem deutschen Geburtenregister 
Anerkennender und Mutter als die El-
tern eines anderen Kindes eingetra-
gen sind und es keine Anhaltspunkte 
für eine unmittelbar bevorstehende 
Berichtigung des Geburtenregisters 
gibt, 

b)    im Zeitpunkt der öffentlichen Beur-
kundung der Anerkennungserklärung 
in einem deutschen Eheregister die 
Ehe zwischen dem Anerkennenden 
und der Mutter eingetragen ist, oder 

c)    im Zeitpunkt der öffentlichen Beur-
kundung der Anerkennungserklärung 
der Anerkennende und die Mutter seit 
mindestens 14 Monaten in einem 
deutschen Melderegister mit gemein-
samem Hauptwohnsitz geführt wer-
den und sie über das Zusammenleben 
seit mindestens 14 Monaten in einem 
gemeinsamen Haushalt in einer Woh-
nung eine Erklärung an Eides statt ab-
gegeben haben. 

(3) Liegt die Zustimmungserklärung der Aus-
länderbehörde nicht vor und machen die Betei-
ligten gleichwohl die Wirksamkeit der Aner-
kennung der Vaterschaft geltend, haben die 
Beteiligten gegenüber dem Standesamt die 
Antragstellung nach § 85c Absatz 1 des Auf-
enthaltsgesetzes unter Benennung der Aus-
länderbehörde und des Zeitpunkts der Antrag-
stellung glaubhaft zu machen. Genügen die 
bisherigen Darlegungen und Nachweise nicht 
zur Glaubhaftmachung der in Satz 1 benannten 
Tatsachen, weist das Standesamt die Beteilig-
ten darauf und auf die Möglichkeit einer Erklä-
rung an Eides statt hin. Das Standesamt unter-
richtet die Ausländerbehörde über die Gel-
tendmachung nach Satz 1 und die glaubhaft 
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gemachten Umstände, sobald die Frist nach 
§ 85c Absatz 3 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
nach den glaubhaft gemachten Umständen 
verstrichen ist. Die Eintragung ist vorzuneh-
men, wenn die Ausländerbehörde nicht inner-
halb einer Frist von einem Monat nach Eingang 
der Unterrichtung nach Satz 4 das Standesamt 
darüber informiert, dass kein Antrag auf Ertei-
lung einer Zustimmung gestellt wurde, die Zu-
stimmungsfiktion nach § 85c Absatz 3 des 
Aufenthaltsgesetzes noch nicht eingetreten ist 
oder die Erteilung der Zustimmung abgelehnt 
wurde. 

(4) Zur Abnahme einer Erklärung an Eides statt 
nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c und 
nach Absatz 3 Satz 2 ist das Standesamt die 
zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuchs.  

Personenstandsverordnung (PStV) 

§ 27 Verzeichnisse beim Standesamt I in Berlin 

(1) Für die beim Standesamt I in Berlin geführten 
elektronischen Verzeichnisse nach § 41 Absatz 2 
Satz 4, § 42 Absatz 2 Satz 4, § 43 Absatz 2 Satz 
5 und § 45 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes sowie 
für die Verzeichnisse über Personenstandsfälle 
im Ausland ist ein elektronisches Auskunftssys-
tem einzurichten, das das Auffinden eines Perso-
nenstandseintrags oder einer namensrechtlichen 
Erklärung ermöglicht. 

 
 
 

(2) Die Standesämter und die deutschen Aus-
landsvertretungen dürfen die nach Absatz 1 ein-
gerichteten Verzeichnisse einsehen, soweit dies 
für ihre Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 2 Zu-
lässige Suchkriterien und Ergebnisdaten sind 
Standesamt, Registernummer, Familiennamen, 
Geburtsname, Vornamen, Tag der Geburt, Tag 
der Eheschließung, Tag der Begründung einer 
Lebenspartnerschaft, Todestag und Ereignisort 
des Personenstandsfalls.  
 

 

 

(3) […] 

§ 27 Verzeichnisse beim Standesamt I in Berlin 

(1) Für die beim Standesamt I in Berlin geführten 
elektronischen Verzeichnisse nach § 41 Absatz 2 
Satz 4, § 42 Absatz 2 Satz 4, § 43 Absatz 2 Satz 
5, § 44 Absatz 3 Satz 3 und § 45 Absatz 2 Satz 
4 des Personenstandsgesetzes sowie für die 
Verzeichnisse über Personenstandsfälle im Aus-
land ist ein elektronisches Auskunftssystem ein-
zurichten, das das Auffinden eines Personen-
standseintrags, einer Zustimmungsentschei-
dung einer Ausländerbehörde gemäß § 85a 
des Aufenthaltsgesetzes oder einer namens-
rechtlichen Erklärung ermöglicht. 

(2) Die Standesämter und die deutschen Aus-
landsvertretungen dürfen die nach Absatz 1 ein-
gerichteten Verzeichnisse einsehen, soweit dies 
für ihre Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Zu-
lässige Suchkriterien und Ergebnisdaten sind 
Standesamt, Registernummer, Familiennamen, 
Geburtsname, Vornamen, Tag der Geburt, Tag 
der Eheschließung, Tag der Begründung einer 
Lebenspartnerschaft, Todestag und Ereignisort 
des Personenstandsfalls sowie Ausländerbe-
hörde und Tag der Entscheidung der Auslän-
derbehörde nach § 85a des Aufenthaltsgeset-
zes. 

(3) […] 
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§ 46 Familienrechtliche Erklärungen 

(1) […] 

(2) Wird eine Erklärung zur Namensführung oder 
eine andere familienrechtliche Erklärung nach 
den §§ 41 bis 45b des Gesetzes gegenüber ei-
nem Standesamt abgegeben, das für die Entge-
gennahme nicht zuständig ist, sollen dem für die 
Entgegennahme zuständigen Standesamt die Er-
klärungsdaten mit dem Wortlaut der Erklärung 
bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen 
nach § 63 elektronisch übermittelt werden. 

§ 46 Familienrechtliche Erklärungen 

(1) […] 

(2) Wird eine Erklärung zur Namensführung oder 
eine andere familienrechtliche Erklärung nach 
den §§ 41 bis 45b [Hinweis: Bei der Streichung 
von „des Gesetzes“ handelt es sich wohl um ei-
nen redaktionellen Fehler des Gesetzgebers.] 
gegenüber einem Standesamt abgegeben, das 
für die Entgegennahme nicht zuständig ist, sol-
len dem für die Entgegennahme zuständigen 
Standesamt die Erklärungsdaten mit dem Wort-
laut der Erklärung bei Vorliegen der technischen 
Voraussetzungen nach § 63 elektronisch über-
mittelt werden. Im Fall der Übermittlung der 
Erklärung als Schriftstück wird für die eigenen 
Unterlagen eine beglaubigte Abschrift gefer-
tigt und das Original der Erklärung an das für 
die Entgegennahme zuständige Standesamt 
abgegeben. 

Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) 

§ 71 Übermittlung für die Erfüllung besonde-
rer gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbe-
fugnisse 

[…] 

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten eines 
Ausländers ist auch zulässig, soweit sie erfor-
derlich ist 

1. […] 
2. für die Erfüllung der in § 87 Absatz 2 des 

Aufenthaltsgesetzes oder in § 11 Absatz 7 
des Freizügigkeitsgesetzes/EU bezeichne-
ten Mitteilungspflichten, 

 
 

 

[…] 

§ 71 Übermittlung für die Erfüllung besonde-
rer gesetzlicher Pflichten und Mitteilungsbe-
fugnisse 

[…] 

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten eines 
Ausländers ist auch zulässig, soweit sie erfor-
derlich ist 

1. […] 
2. für die Erfüllung der in § 87 Absatz 2 und 7 

des Aufenthaltsgesetzes [Hinweis: Die 
Streichung „oder in § 11 Absatz 7 des Frei-
zügigkeitsgesetzes/EU“ erfolgte ohne Be-
gründung. Hierbei kann es sich nur um ein 
redaktionelles Versehen handeln.] bezeich-
neten Mitteilungspflichten, 

[…] 

Asylgesetz (AsylG) 

§ 47 Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen 

[…] 

(1a) Abweichend von Absatz 1 sind Ausländer 
aus einem sicheren Herkunftsstaat (§§ 29a und 
29b) verpflichtet, bis zur Entscheidung des Bun-
desamtes über den Asylantrag und im Falle der 
 

§ 47 Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen 

[…] 

(1a) Abweichend von Absatz 1 sind Ausländer 
aus einem sicheren Herkunftsstaat nach den §§ 
29a oder 29b oder nach Artikel 62 Absatz 1 bis 
1b der Verordnung (EU) 2024/1348 verpflich-
tet, bis zur Entscheidung des Bundesamtes über 
den Asylantrag und im Falle der  
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Ablehnung des Asylantrags als offensichtlich 
unbegründet oder im Falle einer Überstellungs-
entscheidung nach Artikel 42 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2024/1351 bis zur Ausreise oder 
bis zum Vollzug der Abschiebungsandrohung  
oder -anordnung in der für ihre Aufnahme zu-
ständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 
Satz 1 gilt nicht bei minderjährigen Kindern und 
ihren Eltern oder anderen Sorgeberechtigten so-
wie ihren volljährigen, ledigen Geschwistern. Die 
§§ 48 bis 50 bleiben unberührt. 

[…] 

Ablehnung des Asylantrags als offensichtlich 
unbegründet oder im Falle einer Überstellungs-
entscheidung nach Artikel 42 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EU) 2024/1351 bis zur Ausreise oder 
bis zum Vollzug der Abschiebungsandrohung 
oder -anordnung in der für ihre Aufnahme zu-
ständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 
Satz 1 gilt nicht bei minderjährigen Kindern und 
ihren Eltern oder anderen Sorgeberechtigten so-
wie ihren volljährigen, ledigen Geschwistern. Die 
§§ 48 bis 50 bleiben unberührt. 

[…] 

§ 87e Übergangsvorschrift aus Anlass der am 
12. Juni 2026 in Kraft getretenen Änderung 

(1) Für die Durchführung des Asylverfahrens zur 
Prüfung der Zulässigkeit und Begründetheit von 
Asylanträgen sowie für die Durchführung des 
Verfahrens zum Entzug des internationalen 
Schutzes gilt Artikel 79 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) 2024/1348. Diese Regelung gilt auch 
hinsichtlich des Asylgesetzes in der Fassung bis 
zum 12. Juni 2026 und für die Prüfung der Asyl-
berechtigung und der Feststellung von Abschie-
bungsverboten nach § 60 Absatz 5 und 7 des 
Aufenthaltsgesetzes im Rahmen des Asylver-
fahrens sowie für die Durchführung des Verfah-
rens zum Entzug der Asylberechtigung und des 
Widerrufs und der Rücknahme der Feststellung 
von Abschiebungsverboten nach § 60 Absatz 5 
und 7 des Aufenthaltsgesetzes. Soweit die Ver-
ordnung (EU) 2024/1348 Informationspflichten 
vor dem Zeitpunkt der Antragseinreichung vor-
sieht, sind diese Informationen spätestens bei 
der Einreichung des Antrags zur ab diesem Zeit-
punkt geltenden Rechtslage zur Verfügung zu 
stellen. 

(2) In Übereinstimmung mit den Artikeln 1 und 
79 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/1348 
findet die Verordnung (EU) 2024/1347 für die 
Prüfung nach diesem Gesetz Anwendung in Be-
zug auf Anträge, die ab dem 12. Juni 2026 ein-
gereicht werden. Hinsichtlich der Überprüfung 
des Entzuges des internationalen Schutzes gilt 
dies für alle Entzugsverfahren, die ab dem 12. 
Juni 2026 begonnen werden. 

(3) Für den Widerruf oder die Rücknahme einer 
Zuerkennung von Familienasyl und internationa-
lem Schutz für Familienangehörige nach § 26 in 

§ 87e Übergangsvorschrift aus Anlass der am 
12. Juni 2026 in Kraft getretenen Änderung 

Für die Durchführung des Asylverfahrens zur 
Prüfung der Zulässigkeit und Begründetheit von 
Asylanträgen sowie für die Durchführung des 
Verfahrens zum Entzug des internationalen 
Schutzes gilt Artikel 79 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) 2024/1348. Diese Regelung gilt auch 
hinsichtlich des Asylgesetzes in der Fassung bis 
zum 12. Juni 2026 und für die Prüfung der Asyl-
berechtigung und der Feststellung von Abschie-
bungsverboten nach § 60 Absatz 5 und 7 des 
Aufenthaltsgesetzes im Rahmen des Asylver-
fahrens sowie für die Durchführung des Verfah-
rens zum Entzug der Asylberechtigung und des 
Widerrufs und der Rücknahme der Feststellung 
von Abschiebungsverboten nach § 60 Absatz 5 
und 7 des Aufenthaltsgesetzes. Soweit die Ver-
ordnung (EU) 2024/1348 Informationspflichten 
vor dem Zeitpunkt der Antragseinreichung vor-
sieht, sind diese Informationen spätestens bei 
der Einreichung des Antrags zur ab diesem Zeit-
punkt geltenden Rechtslage zur Verfügung zu 
stellen. 

(2) (fällt zum 1.10.2026 weg) 

 

 

 
 

 

 

 

(3) (fällt zum 1.10.2026 weg) 
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der bis zum 12. Juni 2026 geltenden Fassung 
finden § 73 Absatz 4 und 5 sowie § 73a in der 
bis zum 12. Juni 2026 geltenden Fassung An-
wendung. Liegen die Voraussetzungen für einen 
Widerruf oder eine Rücknahme der Asylberech-
tigung oder des internationalen Schutzes eines 
Ausländers vor, von dem andere Personen ihre 
Asylberechtigung oder ihren internationalen 
Schutz nach § 26 in der bis zum 12. Juni 2026 
geltenden Fassung ableiten, findet § 73b Absatz 
3 Satz 2 in der bis zum 12. Juni 2026 geltenden 
Fassung entsprechend Anwendung. 

Einschränkung eines Grundrechts (Art. 11 des Gesetzes) 

Durch Artikel 1 Nummer 6 [Hinweis = §§ 85a bis 85d AufenthG] und Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe 
a und Nummer 2 [Hinweis = § 17 Abs. 2 StAG] wird das Grundrecht auf Fortbestand der deutschen 
Staatsangehörigkeit (Artikel 16 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

 


